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Siegfried Deutsch
Per Geheimdienst gegen die Opposition

Interview mit Regierungsdirektor a.D.  
Josef Schüßlburner

Herr Schüßlburner, Sie gelten als einer 
der profiliertesten Vertreter einer streng-
rechtsstaatlichen Kritik der zeitgenössischen 
Staats- und Verfassungsschutzpraxis in der 
Bundesrepublik Deutschland und betreiben 
dazu mit dem Extremismusforscher, Professor 
Hans-Helmuth Knütter, die Internetplattform 
www.links-enttarnt.net. Ihre zentrale These: 
Die von der Regierungs-Politik zu verantwor-
tende Praxis dieser Geheimdienst-Behörden habe es systematisch 
verhindert, dass sich unser Land zu einer „liberalen Demokratie 
des Westens“ hätte entwickeln können. Das verblüfft viele, halten 
sie doch die Bundesrepublik für genau das, was Sie bestreiten. Wie 
begründen Sie Ihre abweichende Sicht?

Ich habe da keine abweichende Sicht; dass die BRD wegen der Par-
teiverbotskonzeption als Kern des Staatsschutzes eine besondere 

Demokratie ist, kann man Entscheidungen des Verfassungsgerichts, der 
etablierten Kommentarliteratur zum Grundgesetz und einschlägigen 
Monographien entnehmen. Allerdings: Die meisten, die das erkennen, 
befürworten dies, zumindest bei den Deutschen! Dagegen scheinen Po-
litiker in ihren Sonntagsreden, wo die bundesdeutsche Freiheitlichkeit 
verehrt wird, den deutschen Sonderweg nicht wahrhaben zu wollen. 
Als Gegenbeispiel sei der kundige SPD-Politiker Mathias Brodkorb 
angeführt: „Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist 
keine liberale, also wertneutrale Verfassung im amerikanischen Sinne, 
sondern eine ´wertgebundene Ordnung` (BVerfG 2, 12). Im interna-
tionalen Vergleich ist dies `Novum` und `Unikum` zugleich… Auch 
das Bundesverfassungsgericht betont in seiner Verbotsentscheidung 
gegen die KPD daher, dass die deutsche Verfassung sich in diesem 
Punkt von klassisch liberalen Verfassungen fundamental unterscheidet, 
und begründet diesen Unterschied mit der historischen Erfahrung des 
Nationalsozialismus (BVerfG 5, 137 ff).“ 



76

Rückblick auf die besatzungsgeschichtlichen Ursprünge der nach 
1945 implementierten Geheimdienst-Institutionen in West-Deutsch-
land: War es nicht verständlich, dass nach der katastrophalen Nie-
derlage des totalitären NS-Regimes alles versucht wurde, eben und 
auch geheimdienstlich, um ein erneutes Aufleben neo-nationalsozi-
alistischer Bewegungen zu verhindern?

„AfD-Politiker sollten sich nicht wundern, dass sie 
als Nationalliberale und Konservative Opfer des 

„Verfassungsschutzes“ sind …“

Diese in der Tat zentrale Prämisse des Demokratie-Sonderwegs 
impliziert Deutschfeindlichkeit aufgrund der Unterstellung, dass 

Deutsche, wenn Beobachtungsbehörden sie nicht permanent „aufklä-
ren“, sofort wieder „Nazis“ wählen würden, da nur Bewältigungs-
experten aus der Geschichte Lehren gezogen hätten, nicht aber der 
wählende Abstammungsdeutsche. Bei diesem Ansatz konnte man auch 
gut verschleiern, dass es vor allem darum ging, eine US-freundliche 
Parteienlandschaft zu etablieren; ausgeschaltet werden sollten daher 
- auch im Wege einer „Nazifizierung“ - Nationalliberale und Konser-
vative, die Deutschland im 19. Jahrhundert zu einer Art Großmacht 
gemacht hatten. Im Kalten Krieg wurde dies etwas modifiziert, aber 
jetzt ist man ideologie-politisch den Besatzungszeiten näher als etwa 
im Jahr 1970, d.h. AfD-Politiker sollten sich nicht wundern, dass sie 
als Nationalliberale und Konservative Opfer des „Verfassungsschut-
zes“ sind.  

Zu Zeiten des Kalten Krieges kam noch die nachrichtendienstliche 
Abwehr des politisch und subversiv offensiv operierenden Sowjet-
kommunismus hinzu. Von Reinhard Gehlen, dem ersten Präsidenten 
des BND, stammt ja die treffliche Charakteristik des sowjetischen 
Vorgehens: Die Moskauer Zentrale betrachtete den Globus als 
Aufmarschgebiet mit unterschiedlich weit fortgeschrittenen Um-
sturzmaßnahmen im Sinne ihres weltrevolutionären Prozesses. Auf 
dieser Linie lag dann das abwehrende KPD-Verbot von 1956. Eine 
vertretbare Antwort?

Ja, der „Antifaschismus“ wurde als „Antitotalitarismus“ auch gegen 
links gewandt, was bei erheblichem Widerwillen des Verfassungsge-
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richts, das im Falle eines Verbots „gegen rechts“ absolut keine Skrupel 
hatte, zum KPD-Verbot führte. Man sollte nicht vergessen, dass die 
USA das KPD-Verbot nicht gewollt haben und es auch in West-Berlin, 
wo Urteile des Bundesverfassungsgerichts bis 1989 nicht ohne weiteres 
galten, nicht durch ein SEW-Verbot nachvollzogen haben, sondern 
stattdessen die im Bundesgebiet nie verbotene NPD einem Quasiverbot 
(Versammlungs- und Wahlteilnahmeverbot) unterworfen haben. Dies 
besagt einiges über die wirklichen Machtinteressen. 

Einmal ganz allgemein zur Startphase im Gefolge von 1945: Wer 
die Macht hat, politische und rechtliche Spielregeln aufzustellen, 
wird solche aufstellen, die ihn gewinnen lassen. Kann das aber im 
westdeutschen Fall mit rechtsstaatlichen Prämissen in Übereinstim-
mung gebracht werden?

„Der AfD werden keine Vorwürfe gemacht, sich 
rechtswidrig zu verhalten oder verhalten zu wollen“

Rechtsstaat bedeutet vor allem weltanschauliche Neutralität des 
Staates, was auch Voraussetzung des Parteienpluralismus ist, 

sowie Sanktionierung rechtswidrigen Verhaltens. Der AfD werden 
keine Vorwürfe gemacht, sich rechtswidrig zu verhalten oder verhalten 
zu wollen. Vielmehr ist von rechtsradikaler „Rhetorik“, fragwürdiger 
„Wortwahl“, verdächtigen „Thesen“, fremdenfeindlichen „Aussagen“, 
völkischer „Agitation“, „zweideutigen Äußerungen“ zur Vergangen-
heitsbewältigung, „Infragestellen“ von Teilen des Grundgesetzes und 
„Systemsturz“ (so die Zusammenfassung durch den links-liberalen 
Juristen Horst Meier) die Rede. Entsprechen solche amtlichen „Vor-
würfe“ der Rechtsstaatskonzeption? 

Schon der Begriff „Verfassungsschutz“ sei semantisch grob irre-
führend, so eine weitere Ihrer kritischen Thesen. Schützt denn der 
VS nicht unsere Verfassung und wenn „Nein“, was und wen dann?

Verfassung ist ein Staatsorganisationsstatut, das aus der Natur der 
Sache - und nicht wegen unterstellter Bösartigkeit - nur macht-

habende Politiker verletzen können, nicht aber rechtstreue Bürger 
wie etwa die Mitglieder und Anhänger der AfD. Verfassungswidriges 
Verhalten etablierter Politiker findet sich in sog. „Verfassungsschutz-
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berichten“ nicht abgebildet, weil dies die Innenminister nicht zulassen. 
So findet sich über die „Herrschaft des Unrechts“ - so der jetzige Verfas-
sungsschutzminister Seehofer über die massive illegale Masseneinreise 
von 2015 - in VS-Berichten kein einziges Wort! 

Wenn sich das so verhält, machen Sie doch einen Vorschlag zur 
Umbenennung dieser Behörden, die ihrer tatsächlichen Arbeitsweise 
entspricht, bitte!

Im Ausland haben entsprechende Behörden Bezeichnungen, die 
auf das lateinische Wort securitas zurückgehen, also Staatssi-

cherheits- oder Staatsschutzbehörde und die dabei in Demokratien 
für die Abwehr von Hochverrat und Terrorismus zuständig sind. 
Der „Economist“ hat in einem Artikel über den „German way of 
democracy“ die VS-Behörden dagegen als „democracy agency“ 
(Demokratiebehörde) gekennzeichnet, die nicht dem Wähler und 
den Gerichten den Schutz der Verfassung überlassen, wie dies in 
Demokratien sonst so üblich ist.  

Auch der Begriff „rechtsextrem“ erweist sich Ihrer Ansicht nach 
als wissenschaftlich und rechtlich unbrauchbares Schlüsselwort. Es 
wird gerne zu Beginn von Bekämpfungs-Operationen auch gegen 
völlig legale Oppositionsgruppen und Parteien von Rechts ins Spiel 
gebracht. Warum taugt dieses „Wording“ nicht?

Dieser Begriff findet sich nicht in der Ermächtigungsgrundlage der 
VS-Behörden, worauf auch Verwaltungsgerichte gelegentlich 

hingewiesen haben. Das Verfassungsgericht hat diesen Begriff zur 
Abgrenzung als rechtlich untauglich erklärt - allerdings nicht in einem 
VS-Fall. Der Begriff ist zentral gegen die Menschenwürdegarantie 
gerichtet, weil er sowohl bei politischem Terrorismus gebraucht wird 
als auch gegenüber völlig rechtstreuen Bürgern, die vom Grundrecht 
der Meinungsfreiheit legal, aber politisch unerwünscht Gebrauch 
machen. Damit wird amtlich ein Zusammenhang jenseits aller rechts-
staatlichen Zurechnungskategorien insinuiert, wenn nicht konstruiert, 
was betroffene Bürger dämonisierend zum bloßen Objekt staatlicher 
Ideologiepolitik macht. 
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Eine Initiative der 
Alternative für Deutschland

Alexander Gauland, Ehrenvorsitzender der 
Alternative für Deutschland

GEMEINSAM
FÜR DAS

GRUNDGESETZ

in diesen Tagen spüren wir alle, dass es kostbare Dinge  
gibt, die wir allzu oft für selbstverständlich erachten. 
Sei es die Fürsorge innerhalb der Familie, sei es der 
Dienst der Krankenschwester in der Klinik, sei es der  
Zusammenhalt unserer Gesellschaft. Wir alle können et-
was lernen aus diesen Wochen. Etwas Demut und Dankbarkeit. 
Dankbarkeit für die Verantwortung, die unsere Nächsten 
übernehmen. Demut vor den Mühen und Leistungen derer,  
die vor uns waren. Sie sollten uns Hoffnung machen, aus  
dieser Krise gestärkt hervorzugehen. Als Einzelne.  
Als Familie. Als Nation. 

Manche behaupten, unsere Gesellschaft sei so gespalten wie 
nie zuvor. Ich will das nicht glauben. Ja, natürlich gibt 
es Streit, gibt es verschiedene Vorstellungen von der Zu-
kunft Deutschlands. Aber das hat es immer gegeben. Was neu 
ist, ist der Versuch, das Argument des politischen Gegners 
als unmoralisch zu brandmarken. Das vergiftet den Streit. 
Vergiftet die Beziehungen. Zu Freunden, Familienmitglie-
dern, Nachbarn. Es tut mir sehr leid, aber das können wir 
nicht zulassen. Wir nicht. Und Sie auch nicht. 

Ich werde heute in manchen Talkshows unwidersprochen als 
„Faschist“ bezeichnet. Meine Mitstreiter als Wiedergänger 
der Nazis. Wissen Sie, ich kann das ab: mein Fell ist im 
Laufe der Jahre ziemlich dick geworden. Aber glauben Sie 
mir, für jeden einzelnen Anhänger ist diese alltägliche 
Ausgrenzung aus der Gesellschaft eine große Last.  
Viele ostdeutsche Landsleute erinnert dieser Zustand  
immer mehr an sehr dunkle Stunden unserer Geschichte.

Nein, wir sind kein „Krebsgeschwür“. Wir sind kein „Pack“.

Wir sind freie Bürger wie Sie. Freie Bürger, die sich in 
echter Sorge um das von unseren Vorvätern Ererbte zusam-
mengefunden haben. Zu diesem Erbe gehört das Grundgesetz. 
Die beste Verfassung, die wir Deutschen je hatten. Deren 
Inhalt und Geist wir jeden Tag gerecht werden müssen. 

Nein, nicht der Streit ist die Gefahr für unsere Verfassung, 
für die pluralistische Demokratie und für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Die Gefahr sind selbsternannte 
„Demokraten“, die die Opposition verstummen lassen wollen. 
Indem sie laut schreien: „Wir sind mehr!“ Das mag ja sogar 
so sein. Aber auch eine Minderheit hat in der Demokratie 
das Recht, gehört zu werden. Dafür kämpfen wir. 

Für Sie. Für Deutschland. Für uns alle. 

gemeinsam-fuer-das-grundgesetz.de
#gemeinsamfuerdasGrundgesetz

Sie blicken gerade auf eine

ganze Seite Meinungsfreiheit.

Diese Anzeige durfte in FAZ,  

Welt, Spiegel, Handelsblatt &

Focus nicht erscheinen.
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„Der ‚Kampf gegen Rechts’ ist die Fortsetzung des 
alliierten Interesses durch konkurrierende deutsche 

Parteienvertreter“
Als jüngstes Ziel geheimdienstlicher Oppositionsbekämpfung hat 
der bundesdeutsche VS unter der Leitung von Thomas Haldenwang 
(CDU), Nachfolger des wegen wahrer dienstlicher Aussagen zu den 
Chemnitz-Vorgängen im Sommer 2018 abgelösten Herrn Hans-
Georg Maaßen, die politischen Strömung des „Flügels“ innerhalb 
der AfD ausgemacht und sie als „eindeutig rechtsextrem“ eingestuft. 
Das dürfte Sie nicht überrascht haben, Herr Schüßlburner, oder?

Nein. „Kampf gegen rechts“ ist die Fortsetzung des alliierten Inter-
esses durch konkurrierende deutsche Parteienvertreter. Nunmehr 

bedient man sich dabei der „bösartigen Menschenliebe“, die Edmund 
Burke einst den linken Jakobinern vorgeworfen hatte, indem der leicht 
theologisierbare Begriff „Menschenwürde“ gegen Opposition losgelas-
sen wird: Erkennbar eine Rache dafür, dass die AfD bei freien Wahlen 
von der Duldung illegaler Masseneinreise durch etablierte Parteien 
profitiert hat; deshalb geht es vor allem um „Ausländerfeindlichkeit“ 
und ähnliche Ideologeme. Kritik an illegaler Einreise soll damit zum 
Risiko gemacht werden, als „Rechtsextremist“ ausgeschaltet zu wer-
den: Wie human! 

Unter der Leitung von MdB Dr. Roland Hartwig, Leiter der Arbeits-
gruppe VS in der AfD-Bundestagsfraktion, wehrt sich die Partei 
juristisch gegen die Flügel-Einstufung als extremistisch, die ja als 
Einstieg in die Gesamtbeobachtung der Partei incl. geheimdienstli-
cher Bekämpfung gesehen wird. Kann dieses AfD-Engagement im 
Vertrauen auf Rechtsstaatlichkeit von Erfolg gekrönt sein?

Nun, man scheint hier die bereits erwähnten Sonntagsreden von 
Vertretern der Konkurrenzparteien - wo auch AfD-Politiker einst 

tätig waren - für bare Münze zu nehmen und verkennt, dass die BRD 
keine liberale Demokratie ist und daher auch von der Gerichtsbarkeit 
nicht gewissermaßen Systemsprengendes erwartet werden sollte. Man 
macht sich bei einem gerichtlichen Vorgehen selbst zum Prozessge-
genstand, ohne rechtlich offensiv geltend machen zu können, dass 
eigentlich eine Partei wie die SPD in den VS-Bericht aufgenommen 
werden müsste. Wegen der ideologischen Implikationen der bundes-
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deutschen Staatssicherheit sind Prozessprognosen schwer möglich, 
auch wenn gelegentlich überraschend positive Gerichtsentscheidungen 
ergehen. Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz des Verfassungsgerichts in 
der Entscheidung zur Wochenzeitung „Junge Freiheit“ (JF) erleichtert 
die Prognose nicht: Er ist im ideologischen Umfeld kaum handhabbar, 
weil unklar ist, welche Größen und wie sie ins Verhältnis zu setzen 
sind. Staatsschutz etwa wegen Gebrauchs des Wortes „Umvolkung“ ist 
rechtsstaatlich völliger Unsinn, aber ideologiestaatlich vielleicht doch 
irgendwie „verhältnismäßig“. Die AfD sollte sich daher auf negative 
Gerichtsentscheidungen einstellen. 

Nun gibt es ja unterschiedliche strategische Ansätze, um der geheim-
dienstlichen Bekämpfung der größten Oppositionspartei entgegen 
zu wirken. Die einen vertrauen dem Rechtsweg und verweisen u.a. 
auf den erfolgreichen Fall der von Ihnen erwähnten Wochenzeitung 
„Junge Freiheit“, die sich nach jahrelangem Rechtsstreit aus der VS-
Einstufung als „rechtsextrem“ mit Erfolg freikämpfte. Sie dagegen 
und z.B. das AfD-MdB Hansjörg Müller sind für eine andere Form 
von notwendiger Abwehr-Strategie. Aus welchen Gründen?

Es wird bei der Ausrichtung auf den Rechtsweg vergessen, dass der 
eher positiven Verfassungsgerichtsentscheidung im JF-Fall zwei 

negative Verwaltungsgerichtsentscheidungen vorausgegangen waren; 
eine Zeitung kann dies durchstehen, eine Partei wahrscheinlich nicht, 
wie das Schicksal der funktionalen Vorgängerpartei Die Republikaner 
zeigt. 

„Die AfD sollte endlich ein alternatives 
Staatsschutzkonzept erarbeiten, das bei der 

Änderung des Parteiverbotskonzepts anfängt“

Eine politische Partei, insbesondere eine mit dem anspruchsvollen 
Namen „Alternative für Deutschland“ sollte weniger Gerichtspro-

zesse führen und stattdessen Politik machen. Die AfD sollte endlich 
ein alternatives Staatsschutzkonzept erarbeiten, das bei der Änderung 
des Parteiverbotskonzepts anfängt. Man kann sich dabei an den 
Empfehlungen der Venedig-Kommission des Europarates von 1999 
orientieren. Für Verbote von politischen Vereinigungen unter Ein-
schluß von politischen Parteien bietet sich etwa § 78 der Verfassung 
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des freien Königreichs Dänemark im Norden der nur freiheitlichen 
Bundesrepublik als Formulierungshilfe für die Änderung von Artikel 
9 (Vereinsverbot) und 21 (Parteiverbot) des Grundgesetzes oder zur 
Änderung von einfachen Gesetzen an: 
„Vereine, die sich unter Anwendung von Gewalt betätigen oder ihre 
Ziele durch Gewaltanwendung, Anstiftung zu Gewaltanwendung oder 
ähnliche strafbare Beeinflussung Andersdenkender zu erreichen suchen, 
werden durch Gerichtsurteil aufgelöst.“  
Diese alternative Staatsschutzkonzeption könnte unter dem politischen 
Programm „Verwirklichung der liberalen Demokratie des Westens in 
der Bundesrepublik Deutschland“ laufen.

Was halten Sie von einer kombinierten Vorgehensweise: Den von 
Hartwig eingeleiteten Rechtsstreit bestmöglich durchziehen und 
Ihren „tieferen Abwehransatz“ genauso zu verfolgen, d.h. das eine 
tun ohne das andere zu lassen. Was spricht dagegen?

Eine kombinierte Vorgehensweise ist bei der Prozessführung 
schon deshalb erforderlich, weil sich die Partei auf negative 

Gerichtsurteile einstellen sollte. Man muss dann ein derartiges - aber 
durchaus auch ein positives - Urteil als Beleg für die grundlegende 
Änderungsbedürftigkeit des bundesdeutschen Staatssicherheitsrechts 
anführen können, um angesichts der Gerichtsgläubigkeit der Deut-
schen das Urteil in der politischen Wirkung zu „neutralisieren“ oder 
zu potenzieren. 

Worin sehen Sie ansonsten die defensive Haltung der AfD-Partei-
führung?

Es ist erschütternd zu beobachten, wie hilflos und eingeschüchtert 
Parteirepräsentanten der AfD Fragen von Journalisten wegen 

„Rechtsextremismus“ gegenüberstehen, sich dann in ihren ausweichen-
den Antworten von sich selbst und Parteimitgliedern zu distanzieren 
beginnen, statt diese Begrifflichkeit durch Nachfragen als amtlichen 
Begriffsschrott zurückzuweisen, etwa so: „Was meinen Sie damit 
eigentlich?“ Und wenn sich dann ein Journalist auf den VS beruft, 
müsste man dem Journalisten entgegenhalten: „Und dies ist für Sie 
als unabhängigen und „kritischen“ Journalisten als Staatsoffenbarung 
maßgebend? Ich sehe da nur Untertanengeist!“ So in etwa erwarte ich 
mir den Umgang eines Parteirepräsentanten mit den etablierten Medien.



83

Wie ist diese defensive Haltung zu erklären?

Die AfD hat sich von Beginn an mit ihrer an der Vergangenheit aus-
gerichteten Unvereinbarkeitsliste zum Erfüllungsorgan des „VS“ 

gemacht, der ja überwiegend ideologiestaatlich operiert, so dass mit 
der auf VS ausgerichteten Liste auch die staats-ideologische Position 
übernommen wurde. Wäre so eine Liste bei der SPD praktiziert worden, 
hätten etwa Brandt und Wehner aufgrund ihrer extremistischen Ver-
gangenheit nicht SPD-Mitglieder werden können. Die AfD nimmt sich 
aufgrund ideologischer Unterwerfungsbereitschaft die Chance, politische 
Begabungen wie einen Kalbitz bei sich zu behalten. Dieser kann natür-
lich nicht deutscher Außenminister werden, da er ja nicht auf Polizisten 
eingeschlagen, sondern sich nur in falschen Zeltlagern aufgehalten hat. 

Was gäbe es sonst noch an Möglichkeiten für die AfD, in die Offen-
sive zu gehen?

Die AfD könnte, die Prämissen des Verfassungsschutzes aufgreifend, 
ein „Frühwarnsystem“ zu sein, etwa die Aufnahme der SPD in 

den VS-Bericht fordern. Gerade maßgebliche SPD-Politiker sind in der 
jüngsten Zeit als Vertreter eines rechtsstaatswidrigen Zurechnungskol-
lektivismus aufgefallen: Als Tiefpunkt der Kultur sozialdemokratischer 
hate speech ist die zutiefst verrohte, auf gesellschaftliche Spaltung 
ausgerichtete Äußerung von MdB Michael Roth, Staatsminister im 
Auswärtigen Amt, zu nennen: „Im Deutschen Bundestag und in den 
Landtagen sitzt der politische Arm des Rechtsterrorismus. Und das ist 
die AfD“, ohne irgendwelche Belege rechtsstaatlicher Zurechnungen 
wie Anstiftung oder Beihilfe aufzuführen, natürlich, weil dies nicht 
möglich ist. Dies ist eine Kampfansage an Parteienpluralismus, auch 
AfD-Anhängern zustehende Menschenwürde, Rechtsstaat und Demo-
kratie. SPD-Politiker sind an der Macht und daher für die Verfassung 
gefährlich. Die Frühwarnlampen müssten glühen!

Es sei daran erinnert, dass der damalige gewichtige SPD-Vorsitzende 
Siegmar Gabriel den „Verfassungsschutz“ schon gegen die AfD 

loshetzen wollte, als es noch gegen die wirtschaftsliberale Lucke-
AfD ging. Dies zeigt eben an, dass für maßgebliche SPD-Politiker 
das Mehrparteienprinzip von vornherein ein Dorn im Auge darstellt 
und die AfD daher bei sozialdemokratischer Machtstellung vor dem 
„Verfassungsschutz“ nicht geschützt wäre, selbst wenn sie sich wieder 
vollständig in eine Lucke-Partei zurückverwandeln würde. 
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Und wie steht es dann mit der CDU?

Auch diese müsste vom VS überwacht werden, soll das „Früh-
warnsystem“ nicht reiner Kitsch sein. Immerhin hat ein CDU-

Politiker politischen Gegnern, die sich gegen seine „Werte“ einer mit 
„Menschenwürde“ kaschierten staatlichen „Einwanderungspolitik“ 
der vollendeten Tatsachen aussprechen, als Deutsche das Verlassen der 
Bundesrepublik Deutschland nahegelegt. „Wer den Staatsbürgern das 
Angebot macht, ihren Staat zu verlassen, spielt mit dem Bürgerrecht; 
er spricht Staatsbürgern, die „nicht einverstanden sind“, das Recht ab, 
Bürger unserer Republik zu sein. Es ist ein furchtbarer Fall des politi-
schen Extremismus. Jemandem nahezulegen, das Land zu verlassen, 
aus dem bloßen Grunde, weil dieser „nicht einverstanden“ ist, macht 
jenes Gedicht von Bertold Brecht akut, in dem der Dichter nach dem 
17. Juni 1953 der Regierung der DDR den Rat gab, sie möge sich ein 
anderes Volk wählen“ (so der Historiker Egon Flaig). Die selbstherrliche 
Einstufung von Oppositionspolitikern als „Rechtsextremisten“ wegen 
politischer Anliegen, die der CDU nicht in den politischen Kram passen, 
durch beamtete CDU-Politiker läuft ebenfalls auf so etwas wie innere 
Ausbürgerung von Oppositionspolitikern hinaus. Deren Bürgerrecht auf 
gleichheitsbestimmte Teilnahme am politischen Prozess wird dadurch 
entschieden entwertet: Ein klarer Fall von CDU-Extremismus!

Ansonsten könnte die CDU ja ihre Verfassungstreue dadurch be-
weisen, dass sie für die konsequente Umsetzung des Spiegelbild-

lichkeitsprinzips bei der Besetzung parlamentarischer Gremien eintritt, 
also AfD-Politiker wählt und sich für das Recht des Andersdenkenden 
ausspricht, also für die Menschenwürde der politisch rechts von ihr 
Positionierten. 

Regierungsdirektor a.D. Josef Schüßlburner: Von 1985 bis 2018 im 
Bundesdienst, Verkehrsverwaltung, tätig - unterbrochen durch Tätigkeit 
beim Generalsekretariat der Vereinten Nationen in New York, Referat 
Völkerrechtskodifikation (1987 bis 1989) und als nationaler Experte 
für Rechtsfragen des Luftverkehrs bei der Europäischen Kommission 
in Brüssel (1997 bis 1999); einschlägige Veröffentlichung zuletzt beim 
Institut für Staatspolitik: „Verfassungsschutz“: Der Extremismus der 
politischen Mitte, 2016; betreibt Website: www.links-enttarnt.net mit 
Themenschwerpunkten Parteiverbot, Verbotsersatzsystem und Sozia-
lismusbewältigung. 


